
 

PRESSESTELLE 
 

Joachim Odenbach 
Telefon +49 30 39801-1020 
 

Holger Mages 
Telefon +49 30 39801-1022 
 

Dagmar Vohburger 
Telefon +49 30 39801-1023 
 

Rike Stähler 
Telefon +49 30 39801-1024 
 

SEKRETARIAT 
Stephanie Gervers 
Telefon +49 30 39801–1021 
Fax       +49 30 39801–3021 
E-Mail pressestelle@dkgev.de 
 

Wegelystraße 3 
10623 Berlin 
 
 

www.dkgev.de 
www.facebook.com/dkgev 
www.twitter.com/dkgev 
www.dkgev.de/rss2.php 
www.youtube.com/user/dkgev 

	

 

	

P r e s s e m i t t e i l u n g 
 

DKG zum Bericht des Bundesrechnungshofes 
 

Abrechnungssystem muss vereinfacht werden 
 

Berlin, 06. August 2018 – Zur Forderung des Bundesrechnungshofes nach 

noch mehr Prüfungen bei Krankenhäusern erklärte Georg Baum, 

Hauptgeschäftsführer der Deutschen Krankenhausgesellschaft e. V. 

(DKG):  

 

„Wir brauchen nicht mehr sondern weniger Prüfungen. Dass es 

Vereinbarungen zwischen Krankenkassen und Krankenhäusern über 

pauschale Rechnungskürzungen anstelle Einzelprüfungen gibt, ist 

Ausdruck dafür, dass das gesamte Abrechnungsprüfverfahren nicht in 

Ordnung ist. Die Krankenhäuser befinden sich in einer a priori 

Verliererposition in den Prüfverfahren. Die Krankenkassen haben es 

extrem leicht. Das Abrechnungswesen ist komplizierter als das 

Steuerrecht. So wie jede Steuerprüfung Nachzahlungsgründe findet, 

haben eingeleitete Abrechnungsprüfungen wegen der Komplexität und der 

Kompliziertheit des Abrechnungsverfahrens immer Chancen für 

Rechnungsbeanstandungen. Die Krankenkassen nutzen dies mittlerweile 

um ihre Vorstellung einer „Billigversorgung“ durchzusetzen. Hier von 

Falschabrechnungen zu reden, ist das völlig falsche Wording.  

 

Wenn 15.000 mögliche Krankheiten (ICD-Code) mittels 30.000 möglichen 

Behandlungsschritten (OPS-Code) in 1.200 Fallpauschalen (DRGs) 

gepresst werden, dabei noch sechs Schweregrade zu berücksichtigen 

sind, gibt jede Abrechnung Spielraum für Beanstandungen. Hinzu kommt, 

dass Krankenkassen nach abgeschlossener Behandlung immer die 

Möglichkeit haben, die zum Zeitpunkt der Aufnahme des Patienten sich 

ganz anders darstellende Situation in Frage zu stellen und die 

Notwendigkeit der Behandlung in Frage zu stellen. Nach durchgeführten 

MDK-Überprüfungen können zudem im Wege der Verrechnung die von 

Kassen geforderten Rückzahlungsbeträge mit laufenden erbrachten 

Leistungen des Krankenhauses einfach einbehalten werden. Den 

Krankenhäusern bleibt nur der mühevolle und aufwendige Rechtsweg, um 
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deren Sicht geltend zu machen und die Kürzung zu verhindern. Eine 

absolut asymmetrische Lage voll zu Lasten der Krankenhäuser und damit 

derer, die medizinische Leistungen für notleidende Patienten erbracht 

haben. Wenn der Bundesrechnungshof noch mehr Prüfungen fordert und 

obskure Erlösminderungspotentiale zu Gunsten der Krankenkassen 

hochrechnet, müssten zunächst die Abrechnungsbedingungen so 

geändert werden, dass die Krankenhäuser nicht länger Opfer beliebiger 

Prüfungs- und Einschätzungsmöglichkeiten der Kostenträger sind“. 

 

	
Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) ist der Dachverband der Krankenhausträger in 

Deutschland. Sie vertritt die Interessen der 28 Mitglieder – 16 Landesverbände und 12 

Spitzenverbände – in der Bundes- und EU-Politik und nimmt ihr gesetzlich übertragene Aufgaben 

wahr. Die 1.951 Krankenhäuser versorgen jährlich 19,5 Millionen stationäre Patienten und rund 20 

Millionen ambulante Behandlungsfälle mit 1,2 Millionen Mitarbeitern. Bei 97 Milliarden Euro 

Jahresumsatz in deutschen Krankenhäusern handelt die DKG für einen maßgeblichen 

Wirtschaftsfaktor im Gesundheitswesen. 

 


